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VORWORT

Nur wenige Jahre, nachdem der erste Protestant im Jahr 1801 das Biirgerrecht in der Lan-
deshauptstadt Miinchen erhielt, wurde aus der Evangelischen Gemeinde heraus 1838 der
»Protestantische Armenverein" gegriindet. 1853 erfolgte die Griindung des Rettungshauses
in Feldkirchen. Seit 1866 stand Karl Buchrucker der Wanderkonferenz fiir Innere Mission
in Bayern vor. Karl Buchrucker griindete 1884 den ,,Verein fiir Innere Mission in Miinchen"
und 1886 den ,,Landesverein fiir Innere Mission". Der ,,Verein fiir Innere Mission in Miin-
chen" wurde im 20. Jahrhundert auch zur Auffanggesellschaft fiir diakonische Initiativen,
die zundchst in anderer Tragerschaft waren. So libernahm die Innere Mission zundchst den
Protestantischen Armenverein. 1933 folgte die Bahnhofsmission in Miinchen, um sie vor
dem Zugriff der Nationalsozialisten zu schiitzen. Noch vor dem Zweiten Weltkrieg folgten
der Magdalenenverein und das Rettungshaus in Feldkirchen. 1946 kam die frithere Arbei-
terkolonie Herzogsdgmiihle hinzu. Wéhrend der Bonner Republik wuchs der Bedarf fiir so-
ziale, pflegerische und erzieherische Angebote in Miinchen und Oberbayern. Vor diesem
Hintergrund erfolgte 1993 der Namenswechsel vom ,,Verein flir Innere Mission in Miin-
chen" in ,,Innere Mission Miinchen - Diakonie in Miinchen und Oberbayern e.V.", um den
gewachsenen Aufgaben, vor allem in Herzogsdgmiihle, gerecht zu werden. Im Zuge der so-
zialstaatlichen Entwicklungen zum Ende des 20. Jahrhunderts (Abkehr vom Selbstkosten-
deckungsprinzip) entwickelt sich der Verein zur Muttergesellschaft mit einer Reihe von
Tochtergesellschaften. Ende 2015 besteht die Unternehmensgruppe Innere Mission Miin-
chen aus mehr als zehn Gesellschaften.

Bei allen organisatorischen Verdnderungen bilden der diakonische Auftrag in zeitgemifBer
Form als organisierte Nichstenliebe aus protestantischer Tradition und die Funktion als Bin-
deglied zur Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und den Dekanatsbezirken Miin-
chen und Weilheim, die unverzichtbaren Konstanten allen Handelns des Vereins und aller
mit ihm verbundenen Korperschaften.

PRAAMBEL

Vor dem Hintergrund seiner Geschichte seit dem 19. Jahrhundert und seiner gewachsenen
Rolle als Teil der Freien Wohlfahrtspflege in Miinchen, Oberbayern und Teilen von Schwa-
ben gibt sich die ,,Diakonie Miinchen und Oberbayern — Innere Mission Miinchen e. V.* als
Muttergesellschaft einer Unternehmensgruppe und in Bindung an den diakonischen Auftrag
der Kirche folgende Ordnung:
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A. ALLGEMEINE GRUNDLAGEN

§1

Rechtsform, Name und Sitz

Der Verein hat die Rechtsform eines eingetragenen Vereins und ist in das Vereinsre-
gister des Amtsgerichts Miinchen unter der Nr. 6673 eingetragen. Er fiihrt den Namen
Diakonie Miinchen und Oberbayern — Innere Mission Miinchen e. V..

Der Sitz des Vereins ist Miinchen.

Der Verein ist an das Bekenntnis und die Ordnungen der Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Bayern gebunden. Er arbeitet gemall dem Liebesgebot Jesu Christi.

Das Geschiftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2
Verbandszugehorigkeit

Der Verein gehort im Sinne des Diakoniegesetzes der Evangelisch-Lutherischen Kirche in

Bayern als ordentliches Mitglied dem Diakonischen Werk der Evangelisch-Lutherischen

Kirche in Bayern - Landesverband der Inneren Mission €.V. an und ist damit mittelbar auch

dem Evangelischen Werk fiir Diakonie und Entwicklung angeschlossen.

(1)

(2)

3)

§3
Tatigkeitsgebiet, Zweck und Aufgaben

Das Tatigkeitsgebiet des Vereins umfasst vor allem den Dekanatsbezirk Miinchen, den
Landkreis Weilheim-Schongau und den iibrigen Regierungsbezirk Oberbayern, sowie
Teile des Regierungsbezirks Schwaben.

Der Verein verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinniitzige, mildtitige und
kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts ,,Steuerbegiinstigte Zwecke" der Abga-
benordnung. Er ist selbstlos tdtig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

Zweck des Vereins ist insbesondere
a)  die Forderung der Jugend- und Altenhilfe;

b) die Forderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der amtlich anerkannten
Verbénde der freien Wohlfahrtspflege;
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c¢) die Forderung der Hilfe fiir politisch, rassisch oder religios Verfolgte, fiir Fliicht-
linge, Vertriebene, Zivilbeschddigte und Behinderte sowie Hilfe fiir Opfer von
Straftaten;

d) die Forderung der Erziehung, der Volks- und Berufsbildung einschlieBlich der
Studentenhilfe;

e) die Hilfe fiir Menschen, die sich in seelischer, geistiger, korperlicher oder wirt-
schaftlicher Not befinden;

f)  die Forderung biirgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinniitziger,
mildtétiger und kirchlicher Zwecke.

Bei der Erfiillung der Zwecke in Absatz (3) ist der Verein an den diakonischen Auftrag
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gebunden.

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch

a) den Betrieb von ambulanten, teilstationidren und vollstationdren Einrichtungen
und die Erbringung von entsprechenden Diensten;

b)  die Durchfiihrung von ErholungsmalBBnahmen fiir sozial benachteiligte Kinder;

c) die Bereitstellung von Arbeitsangeboten fiir Menschen mit Behinderung und den
Betrieb von Fach- und Ausbildungsbetrieben sowie Schulen;

d)  durch weitere Unterstilitzungsfunktionen und zentrale Dienstleistungen, auch in
Form eigener Dienstleistungsgesellschaften, durch die eine effiziente Sicherstel-
lung der Satzungszwecke ermoglicht wird.

Die Mitgliederversammlung kann die Aufnahme weiterer diakonischer Aufgaben bzw.
eine Beteiligung an Kdrperschaften und Gesellschaften, welche die in Absatz (3) die-
ser Satzung genannten Zwecke verfolgen, beschlie3en, soweit es sich hierbei um "steu-
erbegiinstigte Zwecke" im Sinne der Abgabenordnung handelt.

Zur Erfiillung satzungsgemédBer Zwecke konnen auch andere gemeinniitzige Korper-
schaften gefordert werden. Der Verein wird diesbeziiglich auch als Forderverein im
Sinne des § 58 Nr. 1 Abgabenordnung tétig.

Der Verein muss nicht alle Zwecke gleichzeitig, in gleichem Umfang und in eigener
Person verfolgen. Dies gilt insbesondere, wenn einzelne Aufgaben in eigenstdndigen
Rechtstriagerschaften erfiillt werden. In diesem Fall hat der Verein — sofern dies recht-
lich moglich ist — darauf hinzuwirken, dass fiir diese Rechtstridger entsprechend der
Vorgaben an die OrdnungsméBigkeit der Geschéaftsfithrung eine Priifung nach § 53 des
Gesetzes liber die Grundsitze des Haushaltsrechts des Bundes und der Lander erfolgt.
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Bei der Erfiillung seiner Aufgaben tragt der Verein auch Sorge fiir ein gleichberech-
tigtes Miteinander von Frauen und Méannern. Dies gilt auch fiir die Zusammensetzung
und Arbeit der Organe des Vereins.

§4

Finanzierung und Vermogensbindung

Mittel des Vereins diirfen nur fiir satzungsgeméfe Zwecke verwendet werden. Es darf
keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch
unverhiltnismafBig hohe Vergiitungen begiinstigt werden.

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Fiir eine ehren-
amtliche Tatigkeit konnen sie Ersatz ihrer Auslagen erhalten. Dariiber hinaus konnen
sie eine angemessene Aufwandsentschdadigung erhalten, deren Grundziige die Mitglie-
derversammlung festsetzt.

Die Rechnungslegung des Vereins ist nach den Grundsétzen ordnungsgemaifer Buch-
flihrung und Bilanzierung zu fiihren. Der Jahresabschluss ist einschlieBlich der Ein-
haltung des Diakonischen Corporate Governance Kodex durch einen Abschlusspriifer
(Wirtschaftspriifung) zu priifen und zu testieren.

Daneben ist entsprechend der Vorgaben an die OrdnungsmaBigkeit der Geschiftsfiih-
rung eine Priifung gemél dem Fragenkatalog nach § 53 des Gesetzes iiber die Grunds-
atze des Haushaltsrechts des Bundes und der Lander durchzufiihren. Das Ergebnis die-
ser Priifung ist an die Geschéftsstelle des Diakonischen Werkes Bayern zu senden.

B. Mitgliedschaft

§5
Mitglieder
Der Verein hat ordentliche und férdernde Mitglieder.

Ordentliche Mitglieder kénnen alle evangelischen Christen und Christinnen werden,
die das 18. Lebensjahr vollendet haben.

Fordernde Mitglieder des Vereins konnen natiirliche oder juristische Personen werden.

Beschiftigte des Vereins und derjenigen Rechtstrager, durch die der Verein seine Sat-
zungszwecke gemdl § 3 (8) erfiillt sowie die in den Einrichtungen des Vereins und
dieser Rechtstrager Betreuten konnen keine ordentlichen Mitglieder sein.
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§6
Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Der Erwerb der Mitgliedschaft erfolgt auf schriftlichen Antrag.

(2) Der Beitritt wird wirksam, wenn der Aufsichtsrat innerhalb von drei Monaten nach
Eingang des Antrages zustimmt. Erfolgt innerhalb von drei Monaten keine Zustim-
mung, gilt der Antrag als abgelehnt.

(3) Gegen eine Ablehnung des Beitritts steht den Bewerbern und Bewerberinnen eine Be-
schwerde an die nédchste Mitgliederversammlung zu, die dariiber endgiiltig entschei-
det.

§7
Mitgliedsbeitrag

Ordentliche Mitglieder haben einen jahrlichen Beitrag zu zahlen, dessen Hohe und Filligkeit
von der Mitgliederversammlung festgelegt wird; fordernde Mitglieder zahlen einen von
thnen selbst zu bestimmenden jdhrlichen Beitrag.

§8
Ruhen der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft eines ordentlichen Mitglieds ruht, sobald das Mitglied ein Beschéfti-
gungsverhéltnis beim Verein oder einem Rechtstrdger, durch den der Verein seine Satzungs-
zwecke gemal § 3 (8) erfiillt, eingeht oder das Mitglied zur Betreuung in einer Einrichtung
des Vereins oder einem der Rechtstrager aufgenommen wird, fiir die Dauer der Beschéfti-
gung bzw. Betreuung.

§9
Verlust der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft eines Mitglieds nach § 5 endet:
a)  durch Austritt gemdl3 Abs. (2);
b)  durch Ausschluss gemil3 Abs. (3);
¢)  durch Tod (der natiirlichen Person) oder Auflosung (der juristischen Person).

(2) Ein Austritt ist mit schriftlicher Erklarung an den Aufsichtsrat jederzeit mdglich. Fiir
ordentliche Mitglieder, die aus der evangelischen Kirche austreten, endet die Mitglied-
schaft im Verein mit dem Tage des Austritts aus der evangelischen Kirche.
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Ein Mitglied kann durch Beschluss des Aufsichtsrates mit einer Frist von zwei Wo-
chen zum néchstfolgenden Monatsende ausgeschlossen werden, wenn

a) es die in dieser Satzung festgelegten Voraussetzungen der Mitgliedschaft nicht
mehr erfiillt;

b) es den sich aus dieser Satzung ergebenden Verpflichtungen trotz Aufforderung
wiederholt oder dauerhaft nicht nachkommt;

c) esdurch sein Verhalten die Interessen des Vereins erheblich schidigt;
d) ein anderer wichtiger Grund fiir einen Ausschluss vorliegt.

Der Beschluss liber den Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied mit Zustellungsnach-
weis schriftlich mitzuteilen. Gegen den Beschluss kann das betroffene Mitglied inner-
halb von zwei Wochen bei der Mitgliederversammlung Beschwerde einlegen. Sie ist
bei dem bzw. der 1. Vorsitzenden des Aufsichtsrates am Sitz des Vereins einzureichen.
Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. Die Entscheidung erfolgt in der ndchsten
Mitgliederversammlung.

C.
ORGANISATION

§10
Allgemeines

Organe des Vereins sind:

a)  die Mitgliederversammlung.
b)  der Aufsichtsrat.

¢) der Vorstand.

Die Organe des Vereins und der Rechtstrager, durch die der Verein seine Satzungs-
zwecke gemal § 3 (8) erfiillt, arbeiten zum Wohle des Vereins eng zusammen.

Die Mitarbeit als Mitglied im Aufsichtsrat und in der Mitgliederversammlung erfolgt
ehrenamtlich.

Ehrenamtlich titige Mitglieder in einem Organ haften fiir einen bei der Wahrnehmung
ihrer Pflichten verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz oder grober Fahr-
lassigkeit.

Der Verein trigt daflir Sorge, dass die Mitglieder in einem Organ des Vereins und
derjenigen Rechtstriger, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemil3 § 3 (8)
erfiillt, fiir die Ausiibung ihrer Tétigkeiten ausreichend versichert sind.
8
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I.
MITGLIEDERVERSAMMLUNG

§ 11
Zusammensetzung der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung besteht aus den ordentlichen und den férdernden Vereins-
mitgliedern (vgl. § 5(1)).

(2) Stimmberechtigt sind nur die in der Mitgliederversammlung anwesenden ordentlichen

Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme.

§12
Aufgaben der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:

a)

b)

d)

g)

h)

den vom Aufsichtsrat festgestellten Jahresabschluss einschlieBlich der Einhal-
tung des Diakonischen Corporate Governance Kodex und den Bericht des Wirt-
schaftspriifers entgegenzunehmen;

iiber die Entlastung des Aufsichtsrates zu beschlief3en;

die Mitglieder des Aufsichtsrates gemél § 14(1)a) zu wéhlen und die gewédhlten
Mitglieder des Aufsichtsrates bei Vorliegen eines wichtigen Grundes abzuwih-
len. Ein wichtiger Grund sind insbesondere dauerhafte Interessenkonflikte eines
Aufsichtsratsmitglieds;

iiber ordnungsgemif gestellte Antrdge zu beraten und zu beschlief3en;

den Abschlusspriifer (Wirtschaftspriifung) fiir die Priifung der Geschifts- und
Wirtschaftsfiihrung inklusive der Priifung des Jahresabschlusses und die weite-
ren Priifungen gemél § 4(3) fiir das jeweils der Mitgliederversammlung fol-
gende Geschiftsjahr auf Vorschlag des Aufsichtsrates zu bestimmen,;

die Mitgliedsbeitrdge und Grundsétze flir eine Aufwandsentschidigung der Mit-
glieder sowie des Aufsichtsrates festzusetzen;

iiber die Beschwerden gegen die Nichtzulassung oder den Ausschluss von Mit-
gliedern durch den Aufsichtsrat zu entscheiden (§ 6(3) und § 9(4));

iber Satzungsédnderungen zu beschlieflen.
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§13
Arbeitsweise der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung tritt mindestens einmal im Jahr zusammen.

Sie ist beschlussfdahig, wenn nach satzungsgemédBer Einberufung mindestens 20 or-
dentliche Mitglieder anwesend sind. Eine Vertretung von Mitgliedern ist nicht vorge-
sehen. Ist eine Mitgliederversammlung nicht beschlussfahig, ist innerhalb von vier
Wochen eine weitere Versammlung einzuberufen, die ohne Riicksicht auf die Zahl der
anwesenden Mitglieder beschlussfahig ist. Die Einladung muss einen Hinweis auf die
erleichterte Beschlussfahigkeit enthalten.

Der bzw. die 1. Vorsitzende des Aufsichtsrates beruft die Mitgliederversammlung
schriftlich (mit schriftlicher Zustimmung des einzelnen Mitglieds auch per Telefax o-
der E-Mail) unter Angabe von Ort, Zeitpunkt und der Tagesordnung mit sémtlichen
Beschlusspunkten ein. Die Einladung muss an die Mitglieder mindestens vier Wochen
vor dem Versammlungstermin abgesandt werden.

Sollten sowohl der bzw. die 1. Vorsitzende und in seiner bzw. ihrer Vertretung auch
der bzw. die 2. Vorsitzende des Aufsichtsrates verhindert sein, die Mitgliederver-
sammlung zu leiten, bestimmen die auf der Versammlung anwesenden Mitglieder des
Aufsichtsrats den Sitzungsleiter.

Die Mitgliederversammlung muss einberufen werden, wenn der bzw. die 1. Vorsit-
zende des Aufsichtsrates, der Aufsichtsrat oder ein Viertel der ordentlichen Mitglieder
dies unter Angabe von Griinden und Zweck schriftlich beantragen. Ein entsprechendes
Begehren einzelner Mitglieder wird durch den Aufsichtsrat den iibrigen Mitgliedern
zugeleitet.

Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den Sitzungen der Mitgliederversammlung
beratend teil. Mitglieder des Aufsichtsrates, die nicht Mitglieder des Vereins sind, kon-
nen beratend an der Mitgliederversammlung teilnehmen.

Antrige an die Mitgliederversammlung miissen mindestens 14 Tage vor der Ver-
sammlung schriftlich dem bzw. der 1. Vorsitzenden des Aufsichtsrates vorliegen. Ver-
spatet eingereichte Antrdge werden nur dann behandelt, wenn die Mitgliederversamm-

lung mit einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen dem zustimmt.

Bei der Wahl und Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrates und bei der Be-
schlussfassung iiber den Ausschluss oder die Nichtzulassung von Mitgliedern durch
den Aufsichtsrat ist eine Stimmenthaltung nicht zulédssig. Die Abwahl von Mitgliedern
des Aufsichtsrates erfordert eine Zweidrittel-Mehrheit der anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder, alle weiteren Personalentscheidungen erfolgen mit einfacher Stim-
menmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.
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Uber die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das den Verlauf der
Versammlung wiedergibt sowie Antridge und Beschliisse im Wortlaut enthalten muss.
Das Protokoll ist von dem bzw. der 1. Vorsitzenden des Aufsichtsrates und dem Pro-
tokollanten bzw. der Protokollantin zu unterzeichnen. Der Protokollant bzw. die Pro-
tokollantin wird zu Beginn der Versammlung vom 1. Vorsitzenden bzw. der 1. Vor-
sitzenden des Aufsichtsrates bestimmt.

II. AUFSICHTSRAT

§14
Zusammensetzung des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat setzt sich zusammen aus:

a)  bis zu acht von der Mitgliederversammlung fiir die Dauer von vier Jahren ge-
wihlten ordentlichen Mitgliedern, die das 21. Lebensjahr vollendet haben und
nach dem Gesetz liber Landtagswahl, Volksbegehren und Volksentscheid (Bay-
erisches Landeswahlgesetz - LWG) wihlbar sind. Mindestens ein Drittel der so
gewihlten Mitglieder sollen Frauen sein. Die Wahlperiode endet mit dem Ab-
schluss der Mitgliederversammlung des vierten Jahres nach dem Beginn der
Amtsperiode;

b)  zwei Personen, die die Mitarbeitendenvertretungen des Vereins und der Rechts-
trager, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemall § 3 (8) erfiillt, aus
ihrer Mitte in den Aufsichtsrat entsenden konnen. Sie miissen Mitglied einer
Kirche der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen sein;

c) dem bzw. der jeweiligen Dekan/Dekanin bzw. Stadtdekan/Stadtdekanin der De-
kanatsbezirke Miinchen und Weilheim;

Der Aufsichtsrat kann ein weiteres Aufsichtsratsmitglied fiir die Restlaufzeit der
Amtsperiode der ordentlich gewidhlten Mitglieder des Aufsichtsrates (§ 14(1)a)) hin-
zuwihlen, soweit dies aus fachlichen Griinden ratsam erscheint. Die Mitglieder des
Vereins sind dariiber zu informieren.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates sollten iiber unterschiedliche Kompetenzen verfii-
gen (fachspezifisch, theologisch/diakonisch, dkonomisch, juristisch).

Dem Aufsichtsrat gehdren nicht mehr als zwei ehemalige Mitglieder des Vorstands
an; die Wahl oder Entsendung eines ehemaligen Mitglieds im Vorstand in den Auf-
sichtsrat ist frithestens nach Ablauf von zwei Jahren nach dem Ausscheiden aus dem
Vorstand méglich.

11
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Die Mitglieder des Aufsichtsrates stellen eine regelméfBige Teilnahme an den Sitzun-
gen des Aufsichtsrates, ausreichende zeitliche Ressourcen fiir die Aufsichtsratstitig-
keiten, eine angemessene Vorbereitung auf die Sitzungen und eine verantwortungs-
volle Mitwirkung bezogen auf eine ausreichende Fort- und Weiterbildung sicher.

Angehorige im Sinne von § 15 der Abgabenordnung (AO) von Mitgliedern des Vor-
standes diirfen nicht in den Aufsichtsrat gewdhlt oder berufen werden.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat Interessenkonflikte offenzulegen und die Mit-
gliederversammlung hieriiber zu informieren.

Mitglieder des Aufsichtsrates nach Abs. (1)a), die das 75. Lebensjahr vollenden, schei-
den zu diesem Zeitpunkt aus dem Aufsichtsrat aus.

Scheidet ein von der Mitgliederversammlung gewéhltes Mitglied des Aufsichtsrates
innerhalb der Wahlperiode aus, soll der Aufsichtsrat in seiner ndchsten Sitzung einen
Nachfolger fiir die Restlaufzeit der Wahlperiode als Mitglied in den Aufsichtsrat nach-
wihlen. Scheidet ein von der Mitarbeitendenvertretung entsandtes Mitglied des Auf-
sichtsrates innerhalb der Wahlperiode aus, entsendet die Mitarbeitendenvertretung un-
verzliglich eine/n Nachfolger/in. Scheidet ein Dekan/eine Dekanin als Mitglied des
Aufsichtsrates innerhalb der Wahlperiode aus, so tritt an seine Stelle der/die nachfol-
gende Dekan/Dekanin.

§ 15
Aufgaben des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat iiberwacht und begleitet beratend die Téatigkeit des Vorstandes und
tragt die Verantwortung dafiir, dass dessen Arbeit gemiB den Beschliissen der Mit-
gliederversammlung sowie in Ubereinstimmung mit den Zwecken und Aufgaben ge-
miB § 3 dieser Satzung durchgefiihrt wird.

Der Aufsichtsrat hat insbesondere folgende Aufgaben:

a)  Wahl und Abwahl der Mitglieder des Vorstandes (entsprechend § 19(2) dieser
Satzung);

b) die Vorlagen des Vorstandes iiber die strategische Ausrichtung, die Entwicklung
und Planabweichungen beim Verein und den Rechtstrigern, durch die der Ver-
ein seine Satzungszwecke gemdl § 3 (8) erfiillt, mit dem Vorstand zu beraten;

c) die Berichte des Vorstandes entgegenzunehmen und den Vorstand zu entlasten;
d) den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss festzustellen;
e) dem Abschlusspriifer (Wirtschaftspriifung) den Priifauftrag fiir den Jahresab-

schluss und die weiteren Priifungen gemall § 4(3) sowie die Abschliisse der
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3)

2

h)

)

Rechtstrager, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemall § 3 (8) erfiillt,
zu erteilen und den Bericht iiber das Ergebnis entgegenzunehmen,;

die Mitgliederversammlung vorzubereiten und die Rechenschaftsberichte fiir die
Mitgliederversammlung zu erstellen;

die Mitgliederversammlung unverziiglich zu informieren iiber Tatsachen, die die
Vermogens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins und der Rechtstrager, durch
die der Verein seine Satzungszwecke gemdl § 3 (8) erfiillt, beeintrdchtigen;

die Durchfiihrung besonderer Priifungen im Verein oder bei den Rechtstragern,
durch die der Verein seine Satzungszwecke gemal § 3 (8) erfiillt, zu veranlassen,
bei denen Bedenken gegen die OrdnungsmafBigkeit der Geschiftsfithrung gem.
§ 4(4) bestehen oder bei denen wirtschaftliche Schwierigkeiten aufgetreten sind;

die Bestellung von Besonderen Vertretern des Vereins gemif § 30 BGB und die
Festsetzung ihrer Befugnisse vorzunehmen.

die Gesamtvergiitung fiir den Vorstand zu beschliefen und diese regelmiflig zu
tiberpriifen.

Der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates bediirfen insbesondere folgende MaB3-

nahmen des Vorstandes:

a)

b)

d)

die Griindung und Auflosung sowie der Erwerb und die VerduBerung von Toch-
ter- und Beteiligungsgesellschaften, Betrieben oder Teilbetrieben sowie von
Stiftungen und die Griindung von Vereinen;

die Aufnahme neuer oder die Aufgabe bestehender Arbeitsgebiete und Ge-
schéiftsfelder des Vereins und der Rechtstriger, durch die der Verein seine Sat-
zungszwecke gemél § 3 (8) erfiillt;

die Wirtschafts- und Investitionsplédne des Vereins und der Rechtstrager, durch
die der Verein seine Satzungszwecke gemal § 3 (8) erfiillt; ebenso eine unter-
jihrige Uberschreitung dieser Pline;

die Berufung und Abberufung von Mitgliedern in den Organen von Rechtstré-
gern des Vereins, durch die der Verein seine Satzungszwecke geméll § 3 (8)
erfiillt;

alle Geschéfte zwischen dem Verein oder den Rechtstrigern, durch die der Ver-
ein seine Satzungszwecke gemal § 3 (8) erfiillt, und den Vorstandsmitgliedern
sowie ihnen nahestehenden Personen oder ihnen personlich nahestehenden Un-
ternechmungen;

die Errichtung oder Anderung der Geschiftsordnung des Vorstandes;
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g) andere Rechtsgeschifte des Vorstandes, soweit sich der Aufsichtsrat eine Zu-
stimmungspflicht ausdriicklich vorbehalten hat.

§ 16
Geschiftsordnung

Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschiftsordnung, in der seine innere Ordnung geregelt wird.

(1)

2)

€)

(1)

2)

3)

§17
Vorsitzende des Aufsichtsrates

Den bzw. die 1. und 2. Vorsitzende(n) des Aufsichtsrates wéhlt der Aufsichtsrat aus
der Mitte seiner stimmberechtigten Mitglieder. Die Abberufung bedarf einer Mehrheit
von zwei Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des Aufsichtsrates;

Der bzw. die 1. Vorsitzende des Aufsichtsrates hat insbesondere folgende Aufgaben:

a) die Arbeit des Aufsichtsrates zu koordinieren und die Sitzungen des Aufsichts-
rats zu leiten;

b)  den Aufsichtsrat verantwortungsvoll zu fiihren, insbesondere zu den Sitzungen
rechtzeitig einzuladen, fiir die zeitnahe Protokollerstellung zu sorgen und
Schwerpunktthemen fiir die Sitzungen und eine Tagesordnung festzulegen;

c) die Belange des Aufsichtsrates nach aullen wahrzunehmen.

Der bzw. die 1. Vorsitzende des Aufsichtsrates kann bei Bedarf im Einzelfall Zustén-
digkeiten auf den bzw. die 2. Vorsitzende iibertragen. Im Verhinderungsfall vertritt
der bzw. die 2. Vorsitzende den bzw. die 1. Vorsitzende(n).

§18
Bildung von Ausschiissen

Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschiisse bilden und diesen Aufgaben zur
selbststindigen Erledigung iibertragen.

Folgende Ausschiisse sind verpflichtend einzurichten:

a)  ein Présidialausschuss

b)  ein Ausschuss flir Wirtschaft, Finanzen, Immobilien- und Liegenschaften

Die Ausschiisse bestehen aus jeweils mindestens drei Mitgliedern des Aufsichtsrates.
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(4)

)

(1)

)

3)

(4)

Bei Bedarf kann der Ausschuss die Mitglieder des Vorstandes sowie weitere fachkun-
dige Personen beratend hinzuziehen.

Der Prisidialausschuss befindet insbesondere iiber den Abschluss, Anderung und Be-
endigung der Anstellungsvertrdge mit den durch den Aufsichtsrat berufenen Mitglie-
dern des Vorstandes sowie deren Vergiitung. Er besteht aus dem bzw. der 1. und dem
bzw. der 2. Vorsitzenden des Aufsichtsrates sowie einem weiteren Mitglied des Auf-
sichtsrates. Die Leitung der Sitzungen obliegt dem bzw. der 1. Vorsitzende(n). Im
Rahmen seiner Zustiandigkeit entscheidet der Prasidialausschuss selbstdndig an Stelle
des Aufsichtsrates.

Weitere Aufgaben und die Arbeitsweise der Ausschiisse regelt die Geschéftsordnung
des Aufsichtsrats.

I11.
VORSTAND

§19
Zusammensetzung des Vorstandes

Der Vorstand besteht aus mindestens zwei und hochstens vier Personen, von denen
mindestens eine iiber die Anstellungsfahigkeit als Pfarrer bzw. Pfarrerin der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern ("theologisches Mitglied des Vorstandes") verfii-
gen soll. Die Mitglieder des Vorstandes miissen Mitglied einer Kirche der Arbeitsge-
meinschaft christlicher Kirchen sein. Bei einem mit zwei Personen besetzten Vorstand
soll eine Person, bei einem mit mehr als zwei Personen besetzten Vorstand soll die
Mehrheit der Mitglieder des Vorstands der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bay-
ern angehoren.

Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Aufsichtsrat, das theologische Mitglied
des Vorstandes im Benehmen mit dem Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Bayern, jeweils auf die Dauer von hochstens fiinf Jahren gewihlt. Die
Wiederwahl ist zuldssig. Die Wahl und Abwahl bediirfen einer Mehrheit von zwei
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des Aufsichtsrates.

Die Mitglieder des Vorstandes sind hauptamtlich tétig. Sie erhalten fiir ihre Téatigkeit
eine angemessene Verglitung.

Die Vorstandsmitglieder sind dem Interesse des Vereins verpflichtet. Uber die Zulis-
sigkeit einer entgeltlichen Nebentitigkeit entscheidet der Aufsichtsrat. Uber Interes-
senkonflikte muss ein Mitglied des Vorstandes dessen tlibrige Mitglieder sowie den
Aufsichtsrat informieren.

15
[Satzung IMM 29.09.2020]



()

(1)

2)

Der Aufsichtsrat kann einem Mitglied des Vorstandes die Funktion als Sprecher bzw.

Sprecherin iibertragen. Die genaue Ausgestaltung der Funktion und dessen Stellver-

tretung wird in der Geschiftsordnung des Vorstandes geregelt.

§20
Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand leitet den Verein nach Mal3gabe der satzungsgeméfBen Zielvorgaben so-

wie von der Mitgliederversammlung und dem Aufsichtsrat beschlossenen Grundsitze

und Richtlinien. Er fiihrt unter Beriicksichtigung der Belange der Mitglieder und Mit-

arbeitenden die laufenden Geschifte und ist fiir den Vollzug der Beschliisse verant-

wortlich, die die anderen Organe im Rahmen ihrer Zustédndigkeiten getroffen haben.

Der Vorstand hat daneben insbesondere folgende Aufgaben:

a)

b)

2

Konzepte und MaBBnahmen fiir die strategische Ausrichtung des Vereins und der
Rechtstrager, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemal} § 3 (8) erfiillt,
vorzuschlagen, sowie deren Umsetzung sicherzustellen;

die Téatigkeit der Organe des Vereins zu unterstiitzen und deren Sitzungen durch
regelméBige Berichte sowie die Erarbeitung von Vorlagen vorzubereiten, insbe-
sondere der Wirtschafts- und Investitionspldne und des Jahresabschlusses;

den Aufsichtsrat unverziiglich zu informieren iiber Tatsachen, die die Vermo-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins und der Rechtstrager, durch die der
Verein seine Satzungszwecke gemall § 3 (8) erfiillt, beeintrachtigen;

die ordnungsgeméfe Wahrnehmung der Verwaltungsgeschifte sicherzustellen
und fiir ein addquates Qualitéts- und Risikomanagement zu sorgen;

die Dienst- und Fachaufsicht iiber die Mitarbeitenden zu fithren und ihnen ge-
geniiber die Befugnisse des Vereins als Dienst- oder Arbeitgeber wahrzuneh-
men, soweit keine andere Zustandigkeit begriindet ist;

eine angemessene Personalentwicklung und langfristige Personalplanung (Per-
sonalstrategie) sicherzustellen;

bei der Vorbereitung der Mitgliederversammlung und der Sitzungen des Auf-
sichtsrates im Einvernehmen mit dem bzw. der 1. Vorsitzenden des Aufsichts-
rates mitzuwirken, insbesondere dem Aufsichtsrat die entscheidungserheblichen
Unterlagen wie den Jahresabschluss, den Priifbericht und einen Lagebericht
rechtzeitig zur Verfiigung zu stellen.
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(1)

(2)

€)

(1)

2)

(1)

2)

§21
Arbeitsweise des Vorstandes, Auflenvertretung

Der Vorstand fiihrt die Geschifte des Vereins und verwaltet dessen Vermdgen. Dem
Vorstand obliegen alle Aufgaben, soweit sie nicht durch die Satzung anderen Organen
des Vereins zugewiesen sind.

Der Vorstand trifft seine Entscheidungen nach Moglichkeit einstimmig. Sollte eine
einstimmige Entscheidung nicht moglich sein, trifft er seine Entscheidungen mehrheit-
lich.

Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und auBBergerichtlich nach den Vorschrif-
ten des biirgerlichen Rechts. Jedes Mitglied im Vorstand ist einzeln vertretungsberech-
tigt. Die Vertretungsbefugnis ist nach auflen unbeschrankt. Im Innenverhiltnis ist der
Vorstand an die Beschliisse des Aufsichtsrates, seiner beschlieBenden Ausschiisse und
der Mitgliederversammlung gebunden.

§22
Geschiftsordnung

Der Vorstand gibt sich eine Geschéftsordnung, in der die innere Ordnung des Vorstan-
des und die Geschiftsverteilung der Vorstandsmitglieder im Vorstand geregelt wer-
den.

Die Errichtung und Anderung der Geschiftsordnung bediirfen jeweils der Zustimmung
des Aufsichtsrates (siche § 15(3)f)).

D. Schlussbestimmungen

§23
Beschlussfassungen und Wahlen

Sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, sind Beschliisse giiltig, wenn sie
mehr als die Hélfte der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt.

Sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, ist bei einer Wahl gewéhlt, wer
mehr als die Hélfte der abgegebenen Stimmen erhilt. Erreicht bei mehreren Kandida-
ten bzw. Kandidatinnen keiner der Bewerber bzw. Bewerberinnen die erforderliche
Mebhrheit, so erfolgt in einem zweiten Wahlgang eine Stichwahl zwischen den Kandi-
daten bzw. Kandidatinnen, die im ersten Wahlgang die meisten bzw. zweitmeisten
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€)

(4)

(1)

(2)

(1)
(2)

€)

(4)

Stimmen erhalten haben. Gewaihlt ist, wer in der Stichwahl die meisten Stimmen er-
hilt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Ungiiltige Stimmen und Stimmenthaltungen gelten bei Beschlussfassungen und Wah-
len als nicht abgegebene Stimmen.

Beschliisse werden offen abgestimmt, sofern auf Antrag keine geheime Abstimmung
beschlossen worden ist. Wahlen werden geheim durchgefiihrt. Eine offene Wabhl ist
nur zuldssig, wenn niemand widerspricht.

§24
Satzungsianderung

Eine Anderung der Satzung erfordert die Zustimmung einer Mehrheit von drei Vierteln
der abgegebenen Stimmen auf einer Mitgliederversammlung.

Satzungsdnderungen bediirfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Landeskir-
chenamtes der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern.

§ 25
Auflosung des Vereins; Vereinsvermogen bei Auflosung

Die Auflosung des Vereins erfordert die Zustimmung der Mitgliederversammlung.

Die Mitgliederversammlung ist im Fall des Absatzes (1) nur beschlussfahig, soweit
wenigstens die Hélfte der ordentlichen Mitglieder anwesend ist. Die Wirksamkeit des
Beschlusses setzt die Zustimmung einer Mehrheit von sieben Neuntel der auf der Mit-
gliederversammlung abgegebenen Stimmen voraus.

Ist eine Mitgliederversammlung im Fall des Absatzes (1) nicht beschlussfahig, kann
frithestens nach Ablauf von zwei Wochen, gerechnet ab dem Tag nach der beschluss-
unfdhigen Mitgliederversammlung, erneut eine Mitgliederversammlung geladen wer-
den, die unabhingig von der Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfahig ist. Die
Einladung muss einen Hinweis auf die erleichterte Beschlussfahigkeit enthalten. Die
Wirksamkeit des Beschlusses setzt in diesem Fall die Zustimmung einer Mehrheit von
sieben Achtel der auf der Mitgliederversammlung abgegebenen Stimmen voraus.

Bei einer Auflosung oder bei Wegfall seiner steuerbegiinstigten Zwecke féllt das Ver-
mogen des Vereins an die Evangelisch-Lutherische Landeskirche in Bayern, die es
ausschlieBlich und unmittelbar fiir gemeinniitzige, mildtdtige und kirchliche Zwecke
gemal § 3 (4) dieser Satzung zu verwenden hat.
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§26
Inkrafttreten

Diese Satzungsneufassung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kratft.
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	a) es die in dieser Satzung festgelegten Voraussetzungen der Mitgliedschaft nicht mehr erfüllt;
	b) es den sich aus dieser Satzung ergebenden Verpflichtungen trotz Aufforderung wiederholt oder dauerhaft nicht nachkommt;
	c) es durch sein Verhalten die Interessen des Vereins erheblich schädigt;
	d) ein anderer wichtiger Grund für einen Ausschluss vorliegt.

	(4) Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied mit Zustellungsnachweis schriftlich mitzuteilen. Gegen den Beschluss kann das betroffene Mitglied innerhalb von zwei Wochen bei der Mitgliederversammlung Beschwerde einlegen. Sie ist b...


	C.  Organisation
	§ 10   Allgemeines
	(1) Organe des Vereins sind:
	(2) Die Organe des Vereins und der Rechtsträger, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemäß § 3 (8) erfüllt, arbeiten zum Wohle des Vereins eng zusammen.
	(3) Die Mitarbeit als Mitglied im Aufsichtsrat und in der Mitgliederversammlung erfolgt ehrenamtlich.
	(4) Ehrenamtlich tätige Mitglieder in einem Organ haften für einen bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.
	(5) Der Verein trägt dafür Sorge, dass die Mitglieder in einem Organ des Vereins und derjenigen Rechtsträger, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemäß § 3 (8) erfüllt, für die Ausübung ihrer Tätigkeiten ausreichend versichert sind.

	I.  Mitgliederversammlung
	§ 11  Zusammensetzung der Mitgliederversammlung
	(1) Die Mitgliederversammlung besteht aus den ordentlichen und den fördernden Vereinsmitgliedern (vgl. § 5(1)).
	(2) Stimmberechtigt sind nur die in der Mitgliederversammlung anwesenden ordentlichen Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme.

	§ 12  Aufgaben der Mitgliederversammlung
	a) den vom Aufsichtsrat festgestellten Jahresabschluss einschließlich der Einhaltung des Diakonischen Corporate Governance Kodex und den Bericht des Wirtschaftsprüfers entgegenzunehmen;
	b) über die Entlastung des Aufsichtsrates zu beschließen;
	c) die Mitglieder des Aufsichtsrates gemäß § 14(1)a) zu wählen und die gewählten Mitglieder des Aufsichtsrates bei Vorliegen eines wichtigen Grundes abzuwählen. Ein wichtiger Grund sind insbesondere dauerhafte Interessenkonflikte eines Aufsichtsratsmi...
	d) über ordnungsgemäß gestellte Anträge zu beraten und zu beschließen;
	e) den Abschlussprüfer (Wirtschaftsprüfung) für die Prüfung der Geschäfts- und Wirtschaftsführung inklusive der Prüfung des Jahresabschlusses und die weiteren Prüfungen gemäß § 4(3) für das jeweils der Mitgliederversammlung folgende Geschäftsjahr auf ...
	f) die Mitgliedsbeiträge und Grundsätze für eine Aufwandsentschädigung der Mitglieder sowie des Aufsichtsrates festzusetzen;
	g) über die Beschwerden gegen die Nichtzulassung oder den Ausschluss von Mitgliedern durch den Aufsichtsrat zu entscheiden (§ 6(3) und § 9(4));
	h) über Satzungsänderungen zu beschließen.

	§ 13  Arbeitsweise der Mitgliederversammlung
	(1) Die Mitgliederversammlung tritt mindestens einmal im Jahr zusammen.
	(2) Sie ist beschlussfähig, wenn nach satzungsgemäßer Einberufung mindestens 20 ordentliche Mitglieder anwesend sind. Eine Vertretung von Mitgliedern ist nicht vorgesehen. Ist eine Mitgliederversammlung nicht beschlussfähig, ist innerhalb von vier Woc...
	(3) Der bzw. die 1. Vorsitzende des Aufsichtsrates beruft die Mitgliederversammlung schriftlich (mit schriftlicher Zustimmung des einzelnen Mitglieds auch per Telefax oder E-Mail) unter Angabe von Ort, Zeitpunkt und der Tagesordnung mit sämtlichen Bes...
	(4) Sollten sowohl der bzw. die 1. Vorsitzende und in seiner bzw. ihrer Vertretung auch der bzw. die 2. Vorsitzende des Aufsichtsrates verhindert sein, die Mitgliederversammlung zu leiten, bestimmen die auf der Versammlung anwesenden Mitglieder des Au...
	(5) Die Mitgliederversammlung muss einberufen werden, wenn der bzw. die 1. Vorsitzende des Aufsichtsrates, der Aufsichtsrat oder ein Viertel der ordentlichen Mitglieder dies unter Angabe von Gründen und Zweck schriftlich beantragen. Ein entsprechendes...
	(6) Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den Sitzungen der Mitgliederversammlung beratend teil. Mitglieder des Aufsichtsrates, die nicht Mitglieder des Vereins sind, können beratend an der Mitgliederversammlung teilnehmen.
	(7) Anträge an die Mitgliederversammlung müssen mindestens 14 Tage vor der Versammlung schriftlich dem bzw. der 1. Vorsitzenden des Aufsichtsrates vorliegen. Verspätet eingereichte Anträge werden nur dann behandelt, wenn die Mitgliederversammlung mit ...
	(8) Bei der Wahl und Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrates und bei der Beschlussfassung über den Ausschluss oder die Nichtzulassung von Mitgliedern durch den Aufsichtsrat ist eine Stimmenthaltung nicht zulässig. Die Abwahl von Mitgliedern des A...
	(9) Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das den Verlauf der Versammlung wiedergibt sowie Anträge und Beschlüsse im Wortlaut enthalten muss. Das Protokoll ist von dem bzw. der 1. Vorsitzenden des Aufsichtsrates und dem Protok...


	II. Aufsichtsrat
	§ 14  Zusammensetzung des Aufsichtsrates
	(1) Der Aufsichtsrat setzt sich zusammen aus:
	a) bis zu acht von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren gewählten ordentlichen Mitgliedern, die das 21. Lebensjahr vollendet haben und nach dem Gesetz über Landtagswahl, Volksbegehren und Volksentscheid (Bayerisches Landeswahlgesetz...
	b) zwei Personen, die die Mitarbeitendenvertretungen des Vereins und der Rechtsträger, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemäß § 3 (8) erfüllt, aus ihrer Mitte in den Aufsichtsrat entsenden können. Sie müssen Mitglied einer Kirche der Arbeitsg...
	c) dem bzw. der jeweiligen Dekan/Dekanin bzw. Stadtdekan/Stadtdekanin der Dekanatsbezirke München und Weilheim;

	(2) Der Aufsichtsrat kann ein weiteres Aufsichtsratsmitglied für die Restlaufzeit der Amtsperiode der ordentlich gewählten Mitglieder des Aufsichtsrates (§ 14(1)a)) hinzuwählen, soweit dies aus fachlichen Gründen ratsam erscheint. Die Mitglieder des V...
	(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates sollten über unterschiedliche Kompetenzen verfügen (fachspezifisch, theologisch/diakonisch, ökonomisch, juristisch).
	(4) Dem Aufsichtsrat gehören nicht mehr als zwei ehemalige Mitglieder des Vorstands an; die Wahl oder Entsendung eines ehemaligen Mitglieds im Vorstand in den Aufsichtsrat ist frühestens nach Ablauf von zwei Jahren nach dem Ausscheiden aus dem Vorstan...
	(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrates stellen eine regelmäßige Teilnahme an den Sitzungen des Aufsichtsrates, ausreichende zeitliche Ressourcen für die Aufsichtsratstätigkeiten, eine angemessene Vorbereitung auf die Sitzungen und eine verantwortungsvo...
	(6) Angehörige im Sinne von § 15 der Abgabenordnung (AO) von Mitgliedern des Vorstandes dürfen nicht in den Aufsichtsrat gewählt oder berufen werden.
	(7) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat Interessenkonflikte offenzulegen und die Mitgliederversammlung hierüber zu informieren.
	(8) Mitglieder des Aufsichtsrates nach Abs. (1)a), die das 75. Lebensjahr vollenden, scheiden zu diesem Zeitpunkt aus dem Aufsichtsrat aus.
	(9) Scheidet ein von der Mitgliederversammlung gewähltes Mitglied des Aufsichtsrates innerhalb der Wahlperiode aus, soll der Aufsichtsrat in seiner nächsten Sitzung einen Nachfolger für die Restlaufzeit der Wahlperiode als Mitglied in den Aufsichtsrat...

	§ 15  Aufgaben des Aufsichtsrates
	a) Wahl und Abwahl der Mitglieder des Vorstandes (entsprechend § 19(2) dieser Satzung);
	b) die Vorlagen des Vorstandes über die strategische Ausrichtung, die Entwicklung und Planabweichungen beim Verein und den Rechtsträgern, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemäß § 3 (8) erfüllt, mit dem Vorstand zu beraten;
	e) dem Abschlussprüfer (Wirtschaftsprüfung) den Prüfauftrag für den Jahresabschluss und die weiteren Prüfungen gemäß § 4(3) sowie die Abschlüsse der Rechtsträger, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemäß § 3 (8) erfüllt, zu erteilen und den Ber...
	g) die Mitgliederversammlung unverzüglich zu informieren über Tatsachen, die die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins und der Rechtsträger, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemäß § 3 (8) erfüllt, beeinträchtigen;
	h) die Durchführung besonderer Prüfungen im Verein oder bei den Rechtsträgern, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemäß § 3 (8) erfüllt, zu veranlassen, bei denen Bedenken gegen die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung gem. § 4(4) bestehen od...
	a) die Gründung und Auflösung sowie der Erwerb und die Veräußerung von Tochter- und Beteiligungsgesellschaften, Betrieben oder Teilbetrieben sowie von Stiftungen und die Gründung von Vereinen;

	§ 16  Geschäftsordnung
	Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung, in der seine innere Ordnung geregelt wird.

	§ 17  Vorsitzende des Aufsichtsrates
	(1) Den bzw. die 1. und 2. Vorsitzende(n) des Aufsichtsrates wählt der Aufsichtsrat aus der Mitte seiner stimmberechtigten Mitglieder. Die Abberufung bedarf einer Mehrheit von zwei Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des Aufsichtsrates;
	(2) Der bzw. die 1. Vorsitzende des Aufsichtsrates hat insbesondere folgende Aufgaben:
	a) die Arbeit des Aufsichtsrates zu koordinieren und die Sitzungen des Aufsichtsrats zu leiten;
	b) den Aufsichtsrat verantwortungsvoll zu führen, insbesondere zu den Sitzungen rechtzeitig einzuladen, für die zeitnahe Protokollerstellung zu sorgen und Schwerpunktthemen für die Sitzungen und eine Tagesordnung festzulegen;
	c) die Belange des Aufsichtsrates nach außen wahrzunehmen.

	(3) Der bzw. die 1. Vorsitzende des Aufsichtsrates kann bei Bedarf im Einzelfall Zuständigkeiten auf den bzw. die 2. Vorsitzende übertragen. Im Verhinderungsfall vertritt der bzw. die 2. Vorsitzende den bzw. die 1. Vorsitzende(n).

	§ 18  Bildung von Ausschüssen

	III.  Vorstand
	§ 19  Zusammensetzung des Vorstandes
	§ 20  Aufgaben des Vorstandes
	(1) Der Vorstand leitet den Verein nach Maßgabe der satzungsgemäßen Zielvorgaben sowie von der Mitgliederversammlung und dem Aufsichtsrat beschlossenen Grundsätze und Richtlinien. Er führt unter Berücksichtigung der Belange der Mitglieder und Mitarbei...
	(2) Der Vorstand hat daneben insbesondere folgende Aufgaben:
	a) Konzepte und Maßnahmen für die strategische Ausrichtung des Vereins und der Rechtsträger, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemäß § 3 (8) erfüllt, vorzuschlagen, sowie deren Umsetzung sicherzustellen;
	b) die Tätigkeit der Organe des Vereins zu unterstützen und deren Sitzungen durch regelmäßige Berichte sowie die Erarbeitung von Vorlagen vorzubereiten, insbesondere der Wirtschafts- und Investitionspläne und des Jahresabschlusses;
	c) den Aufsichtsrat unverzüglich zu informieren über Tatsachen, die die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins und der Rechtsträger, durch die der Verein seine Satzungszwecke gemäß § 3 (8) erfüllt, beeinträchtigen;
	d) die ordnungsgemäße Wahrnehmung der Verwaltungsgeschäfte sicherzustellen und für ein adäquates Qualitäts- und Risikomanagement zu sorgen;
	e) die Dienst- und Fachaufsicht über die Mitarbeitenden zu führen und ihnen gegenüber die Befugnisse des Vereins als Dienst- oder Arbeitgeber wahrzunehmen, soweit keine andere Zuständigkeit begründet ist;
	f) eine angemessene Personalentwicklung und langfristige Personalplanung (Personalstrategie) sicherzustellen;
	g) bei der Vorbereitung der Mitgliederversammlung und der Sitzungen des Aufsichtsrates im Einvernehmen mit dem bzw. der 1. Vorsitzenden des Aufsichtsrates mitzuwirken, insbesondere dem Aufsichtsrat die entscheidungserheblichen Unterlagen wie den Jahre...


	§ 21  Arbeitsweise des Vorstandes, Außenvertretung
	(1) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und verwaltet dessen Vermögen. Dem Vorstand obliegen alle Aufgaben, soweit sie nicht durch die Satzung anderen Organen des Vereins zugewiesen sind.
	(2) Der Vorstand trifft seine Entscheidungen nach Möglichkeit einstimmig. Sollte eine einstimmige Entscheidung nicht möglich sein, trifft er seine Entscheidungen mehrheitlich.
	(3) Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts. Jedes Mitglied im Vorstand ist einzeln vertretungsberechtigt. Die Vertretungsbefugnis ist nach außen unbeschränkt. Im Innenverhältnis ...

	§ 22  Geschäftsordnung
	(1) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, in der die innere Ordnung des Vorstandes und die Geschäftsverteilung der Vorstandsmitglieder im Vorstand geregelt werden.
	(2) Die Errichtung und Änderung der Geschäftsordnung bedürfen jeweils der Zustimmung des Aufsichtsrates (siehe § 15(3)f)).



	D. Schlussbestimmungen
	§ 23  Beschlussfassungen und Wahlen
	(1) Sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, sind Beschlüsse gültig, wenn sie mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.
	(2) Sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, ist bei einer Wahl gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. Erreicht bei mehreren Kandidaten bzw. Kandidatinnen keiner der Bewerber bzw. Bewerberinnen die erforderliche ...
	(3) Ungültige Stimmen und Stimmenthaltungen gelten bei Beschlussfassungen und Wahlen als nicht abgegebene Stimmen.
	(4) Beschlüsse werden offen abgestimmt, sofern auf Antrag keine geheime Abstimmung beschlossen worden ist. Wahlen werden geheim durchgeführt. Eine offene Wahl ist nur zulässig, wenn niemand widerspricht.

	§ 24  Satzungsänderung
	§ 25  Auflösung des Vereins; Vereinsvermögen bei Auflösung
	§ 26  Inkrafttreten
	Diese Satzungsneufassung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft.



